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I. Vorbemerkung zur Rolle des Taxi- und Mietwagengewerbes 

Das Taxi- und Mietwagengewerbe ist ein unverzichtbarer 
Bestandteil der Mobilität in Deutschland. Mit rund 100.000 
Fahrzeugen, 250.000 Fahrerinnen und Fahrern sowie etwa 32.000 
Unternehmen gewährleistet die Branche täglich die sichere und 
verlässliche Beförderung von Millionen Menschen.  

Der Bundesverband Taxi und Mietwagen e. V. ist die größte 
Interessenvertretung des mobilen Gewerbes in Deutschland und 
bündelt die Anliegen von rund zwei Dritteln der organisierten 
Unternehmen. Insbesondere das Taxigewerbe erfüllt als Teil der 
öffentlichen Daseinsvorsorge eine zentrale Funktion innerhalb des 
öffentlichen Personennahverkehrs – sowohl in den Städten als 
auch in ländlichen Regionen. Es sichert Mobilität dort, wo andere 
Verkehrsangebote nicht oder nur eingeschränkt verfügbar sind, 
und gewährleistet rund um die Uhr Beförderungsmöglichkeiten für 
alle Bevölkerungsgruppen. Bürgerinnen und Bürger müssen sich 
darauf verlassen können, dass diese Leistungen auch künftig 
flächendeckend, zuverlässig und bezahlbar zur Verfügung stehen. 

Der Bundesverband Taxi und Mietwagen nimmt zum 
Entwurf einer Verordnung zum Bürokratierückbau im 
Verkehrsbereich Stellung. Die Stellungnahme bezieht sich hierbei 
auf die angestrebte Änderung der Fahrerlaubnisverordnung mit 
Blick auf die kleine Fachkunde für Fahrer von Taxi und Mietwagen 
sowie auf die im Entwurf nicht enthaltenden Anpassung der 
Eichfrist für Taxameter auf die Regeleichfrist von zwei Jahren.  

 

II. Notwendigkeit der kleinen Fachkunde in Großstädten 

Die kleine Fachkunde wurde 2021 im Rahmen der Novelle 
des Personenbeförderungsgesetzes in die 
Fahrerlaubnisverordnung aufgenommen. Abgeschafft wurde im 
gleichen Zuge die Ortskenntnisprüfung für Taxifahrer. Die kleine 
Fachkundeprüfung wurde seit 2021 bis heute durch die 
Verwaltungen nicht umgesetzt. 

Der Bundesverband Taxi und Mietwagen hätte sich eine 
Umsetzung gewünscht und hat die entsprechenden Prozesse mit 
Bund und Ländern zu jeder Zeit außerordentlich konstruktiv 
begleitet.  

Die kleine Fachkundeprüfung ist aus Sicht des 
Bundesverband Taxi und Mietwagen jedenfalls in Großstädten 
erforderlich, um ein Mindestmaß an Qualität und ein Bewusstsein 
für die besonderen Sorgfaltspflichten, wie sie sich aus § 7 
BOKraft in Verbindung mit den weiterführenden Regelungen in 
BOKraft und PBefG ergeben, flächendeckend sicherzustellen.  
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Kommende Beschwerden über Qualitäts- und 
Sicherheitsprobleme in diesem Bereich richten sich also stets 
auch gegen die Verwaltung, die hier hätte entsprechende 
Anforderungen bundesweit auferlegen können und die 
Unterstützung des Bundesverbands Taxi und Mietwagen hatte.  

Der Wille des Gesetzgebers, ausgedrückt in der PBefG-
Novelle 2021, war klar: Jeder Fahrgast soll sich darauf verlassen 
können, dass er oder sie in jedem Taxi und Mietwagen von 
qualifiziertem Personal sicher und zuverlässig gefahren wird. 

 

III. Unterstützung für Länderöffnungsklausel 

Nunmehr wird eine Länderöffnungsklausel angestrebt, die 
es den Ländern freistellt, ob sie eine kleine Fachkunde verlangen 
oder nicht. Der Bundesverband Taxi und Mietwagen hält dies 
regulativ für einen Rückschritt, weil es die kleine Fachkunde durch 
unterschiedliche Länderregelungen deutlich bürokratischer 
macht. Gleichzeitig anerkennt der Bundesverband Taxi und 
Mietwagen in Länderöffnungsklausel die Chance, zu einer 
tatsächlichen Umsetzung zumindest in einem Teil des 
Bundesgebiets zu kommen. In Abwägung dieser Beweggründe 
unterstützt der Bundesverband Taxi und Mietwagen die 
Länderöffnungsklausel. 

 

IV. Möglichkeit für kommunale Öffnung schaffen 

Als nicht adäquat bewertet der Bundesverband Taxi und 
Mietwagen die Verortung der Verantwortung für die optionale 
Ausgestaltung der kleinen Fachkunde ausschließlich auf 
Länderebene. Im Mobilitätsmarkt ist der dominante Unterschied 
der zwischen Stadt und Land, nicht der zwischen verschiedenen 
Ländern. Der Bundesverband Taxi und Mietwagen regt an, 
insbesondere für Flächenländer die Möglichkeit zu schaffen, die 
Zuständigkeit für die kleine Fachkunde auch weiter zu delegieren, 
dass beispielsweise in Hannover und Stuttgart eine kleine 
Fachkunde eingeführt werden kann, während sie im Rest der 
Länder Niedersachsen und Baden-Württemberg nicht gilt. Der 
Bundesverband Taxi und Mietwagen sieht eine 
Delegationsmöglichkeit auch auf kommunale Ebene für sachlich 
geboten und schlägt eine Anpassung des Verordnungstextes vor.  

Für eine solche Delegationsmöglichkeit gibt es in § 51 Abs. 
1 Satz 3 PBefG eine Blaupause.  
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In der vorliegenden Fassung wird angestrebt, einen neuen 
§ 48 Abs. 4a mit folgendem Wortlaut einzuführen: 

„(4a) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zusätzlich zu den Voraussetzungen des Absatzes 
4 einen Nachweis der Fachkunde zu verlangen. Die Landesregierung 
kann die Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf 
andere Landesbehörden übertragen.  

In der Rechtsverordnung können insbesondere Regelungen 
getroffen werden über  

1. die Bestimmung der geeigneten Stelle, die den Nachweis der 
Fachkunde bescheinigt,  

2. den Inhalt und Ablauf der Prüfung sowie die Erteilung und Form 
des Nachweises der Fachkunde,  

3. die Anerkennung der Nachweise der Fachkunde anderer Länder,  

4. Übergangsbestimmungen für Inhaber einer Fahrerlaubnis zur 
Fahrgastbeförderung,  

5. die Gebühren.  

Länder, die von der Ermächtigung gemäß Satz 1 Gebrauch machen, 
können auf ihrem Gebiet einen Nachweis der Fachkunde verlangen, 
wenn dieser keine Voraussetzung für die Erteilung der Fahrerlaubnis 
zur Fahrgastbeförderung war, weil Landesregierungen von der 
Ermächtigung gemäß Satz 1 keinen Gebrauch gemacht haben. Der 
Nachweis ist bei der Fahrgastbeförderung mitzuführen und zu-
ständigen Personen auf Verlangen auszuhändigen.“ 

Der Bundesverband Taxi und Mietwagen schlägt vor, § 48 
Abs. 4a Satz 2 PBefG analog dem bestehenden § 51 Abs. 1 Satz 3 
PBefG wie folgt neu zu fassen: „Die Landesregierung kann die 
Ermächtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung übertragen.“ 

 

V.  Länderübergreifende Zusammenarbeit stärken 

Darüber hinaus weist der Bundesverband Taxi und 
Mietwagen bereits jetzt darauf hin, dass die länderübergreifende 
Zusammenarbeit der Aufsichtsbehörden deutlich gestärkt 
werden muss. So operieren zahlreiche Mietwagenunternehmen 
mit Betriebssitz im Land Brandenburg nahezu vollständig 
innerhalb des Landes Berlin. Haben diese Länder künftig 
unterschiedliche Anforderungen an die Fahrerlaubnis, so müssten 
die Behörden für das Vorgehen gegen mögliche Verstoße eng 
zusammenarbeiten.  
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VI. Eichfrist sachgemäß anpassen 

Im Entwurf der Verordnung zum Bürokratieabbau im 
Verkehrsbereich nicht enthalten ist eine Änderung der Mess- und 
Eichverordnung. Auch wenn diese regelmäßig in den 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen fällt, so 
wirkt sich die Eichfrist für Taxameter doch ausschließlich im 
„Verkehrsbereich“ aus. Daher wäre es angemessen, eine 
Anpassung im Rahmen der vorliegenden Verordnung anzustreben.  

Gemäß § 34 Abs. 1 MessEV beträgt die Eichfrist 
grundsätzlich zwei Jahre. In Anlage 7 zu der MessEV sind 
diejenigen Bereiche benannt, für die von dieser Regeleichfrist 
abgewichen wird, darunter unter Ziffer 12.3 die Taxameter. Hier 
beträgt die Eichfrist derzeit ein Jahr.  

Nach der von den Eichbehörden geführten Fehlerstatistik 
gibt es keine Anhaltspunkte, die eine verkürzte Eichfrist für 
Taxameter rechtfertigen (abzurufen bei der AG Mess- und 
Eichwesen in Bad Reichenhall). 

Der Bundesverband Taxi und Mietwagen ruft dazu auf, für 
Taxameter die Regel-Eichfrist wieder herzustellen. Dieser Schritt 
würde die Branche um rund 15 Millionen Euro pro Jahr entlasten 
(Gebühren plus Arbeitsausfall) und würde darüber hinaus zur 
Wettbewerbsgleichheit zwischen Taxi und Mietwagen mit 
Chauffeur beitragen. 

 


